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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***, 

***Bf1-Adr*** über die Beschwerde vom 8. Februar 2017 gegen den Bescheid des 

Finanzamtes Graz-Stadt vom 5. Jänner 2017 betreffend die Rückforderung der für das Kind 

Kind, geboren am Datum, für den Zeitraum vom März 2016 bis September 2016 ausgezahlten 

Familienbeihilfe und der entsprechenden Kinderabsetzbeträge (Gesamtrückforderungsbetrag 

1.542,80 Euro), zu Recht erkannt:  

Die Beschwerde wird gemäß § 279 BAO als unbegründet abgewiesen. 

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

Im Zuge der Überprüfung des Anspruches auf Familienbeihilfe für das im Spruch genannte Kind 

erlangte das Finanzamt davon Kenntnis, dass dieses Kind ab Beginn des Sommersemesters 

2016 nicht mehr zur Fortsetzung des von ihm begonnenen Studiums gemeldet war. 

Statt der erbetenen Studienbestätigungen legte die Beschwerdeführerin das Attest des 

Dr. ***1***, Arzt für Allgemeinmedizin, vom 23.09.2016 vor, wonach es dem Sohn der Bf. auf 

Grund der Diagnosen „Depression und Sozialphobie“ aus medizinischen Gründen nicht möglich 

gewesen sei, erfolgreich am Studium im letzten Jahr teilzunehmen. 

Weiters wurde eine Einladung der Pensionsversicherungsanstalt (PVA) für den 10. Jänner 2017 

zur Erstellung eines medizinischen Gutachtens übermittelt. 

Mit Bescheid vom 5. Jänner 2017 forderte das Finanzamt gemäß § 26 Abs. 1 FLAG 1967 für den 

Zeitraum März 2016 bis September 2016 Familienbeihilfe in Höhe von 1.134,00 € sowie iVm 

§ 33 Abs. 3 EStG 1988 Kinderabsetzbeträge in Höhe von 408,80 €, gesamt 1.542,80 €, zurück. In 

der Begründung wurde unter Hinweis auf § 2 Abs. 1 lit. b bis e FLAG 1967 ausgeführt, dass für 

den Sohn der Beschwerdeführerin für das Sommersemester 2016 keine 
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Fortsetzungsbestätigung zum Studium vorliege und daher für den vorgenannten Zeitraum kein 

Anspruch auf Familienbeihilfe bestehe. 

Dagegen erhob die Beschwerdeführerin fristgerecht die Beschwerde am 7. Februar 2017 und 

verweist im Zusammenhang mit der Ergänzung vom 28. Februar 2017 auf den Bescheid der 

PVA vom 14. Februar 2017, womit festgestellt wurde, dass für das Kind über das 18. Lebensjahr 

hinaus der Kinderzuschuss zustehe, „solange das Kind infolge Krankheit oder Gebrechens 

erwerbsunfähig ist.“ 

Danach stellte die Bf. den Antrag vom 26. Juli 2017 auf Gewährung des Erhöhungsbetrages zur 

Familienbeihilfe wegen erheblicher Behinderung ab dem Zeitpunkt des Eintrittes der 

erheblichen Behinderung, den die/der medizinische Sachverständige feststellt im 

Höchstausmaß von rückwirkend fünf Jahren ab Antragstellung. 

In dem daraufhin über Ersuchen des Finanzamtes und im Auftrag des Bundesamtes für Soziales 

und Behindertenwesen (Sozialministeriumservice) für Kind erstellten ärztlichen 

Sachverständigengutachten vom 26.09.2017 wurde unter Hinweis auf Anamnese, derzeitige 

Beschwerden, Behandlungen/Medikamente, Sozialanamnese und angeführter vorgelegter 

Befunde, darunter auch die Unterlagen der Pensionsversicherungsanstalt über die Gewährung 

des Kinderzuschusses, und Untersuchungsbefund  

 

diagnostiziert und dafür nach der o.a. Richtsatzposition der Einschätzungsverordnung 

(BGBl. II Nr. 261/2010) ein Gesamtgrad der Behinderung (GdB) von 50 v. H. seit 09/2016, 

voraussichtlich mehr als 3 Jahre andauernd, festgestellt.  

Der Untersuchte ist voraussichtlich dauernd außerstande, sich selbst den Unterhalt zu 

verschaffen. Die Unfähigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen ist nicht vor dem 

vollendetem 18. bzw. 21. Lebensjahr eingetreten. 

Dazu wurde begründend ausgeführt: 

„Anrechnung ist ab 9/2016 möglich, laut Befund Dr. ***1***. 

Zuvor sind keine Unterlagen vorhanden, Behandlung wurde abgelehnt. Ein früherer 

Krankheitsbeginn ist wahrscheinlich.“ 

Dieses Gutachten vidierte die leitende Ärztin am 06.10.2017. 

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 19. Oktober 2017 hat das Finanzamt die Beschwerde 

unter Hinweis auf die anzuwendende Rechtslage und die Bescheinigung des 

Sozialministeriumservice mit eingehender Begründung abgewiesen. 
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Daraufhin stellte die Beschwerdeführerin den Antrag auf Entscheidung über die Beschwerde 

durch das Bundesfinanzgericht (Vorlageantrag) und weist darauf hin, dass die von der PVA 

eingeleitete Begutachtung ihres Sohnes eine Erkrankung vor dem 18. Lebensjahr ergeben 

habe. 

Das Bundesfinanzgericht stellte weitere Ermittlungen an, wonach die Beschwerdeführerin 

mitteilte, dass ihr Sohn das Studium später nicht fortsetzen habe können und es keine weitere 

Nachuntersuchung beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen gegeben habe. 

Vorgelegt wurden die Schreiben der PVA vom 01.08.2018, 08.03.2020 und 07.09.2021, in 

denen der Bf. mitgeteilt wurde, dass die Wiederbegutachtung ergeben hat, dass für ihren Sohn 

weiterhin Erwerbsunfähigkeit vorliegt und die Leistung daher in unveränderter Höhe 

ausgezahlt wird. 

 

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

Aus den gesetzlichen Bestimmungen des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 (FLAG) ergibt 

sich, dass der Bezug der Familienbeihilfe die Grundvoraussetzung für die Gewährung des 

Erhöhungsbetrages wegen erheblicher Behinderung ist (vgl. Lenneis in Lenneis/Wanke, FLAG2, 

§ 8 Tz 18f.).  

Gemäß § 2 Abs. 1 Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG) idgF haben Personen, die im 

Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf 

Familienbeihilfe 

a) für minderjährige Kinder, 

b) für volljährige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die für einen 

Beruf ausgebildet oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn 

ihnen durch den Schulbesuch die Ausübung ihres Berufes nicht möglich ist. Bei volljährigen 

Kindern, die eine in § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 305, genannte 

Einrichtung besuchen, ist eine Berufsausbildung nur dann anzunehmen, wenn sie die 

vorgesehene Studienzeit pro Studienabschnitt um nicht mehr als ein Semester oder die 

vorgesehene Ausbildungszeit um nicht mehr als ein Ausbildungsjahr überschreiten. Wird ein 

Studienabschnitt in der vorgesehenen Studienzeit absolviert, kann einem weiteren 

Studienabschnitt ein Semester zugerechnet werden. Die Studienzeit wird durch ein 

unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis (zB Krankheit) oder nachgewiesenes 

Auslandsstudium verlängert. Dabei bewirkt eine Studienbehinderung von jeweils drei Monaten 

eine Verlängerung der Studienzeit um ein Semester. Zeiten als Studentenvertreterin oder 

Studentenvertreter nach dem Hochschülerschaftsgesetz 1998, BGBl. I Nr. 22/1999, sind unter 

Berücksichtigung der Funktion und der zeitlichen Inanspruchnahme bis zum Höchstausmaß von 

vier Semestern nicht in die zur Erlangung der Familienbeihilfe vorgesehene höchstzulässige 
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Studienzeit einzurechnen. Gleiches gilt für die Vorsitzenden und die Sprecher der 

Heimvertretungen nach dem Studentenheimgesetz, BGBl. Nr. 291/1986. Der Bundesminister 

für Umwelt, Jugend und Familie hat durch Verordnung die näheren Voraussetzungen für diese 

Nichteinrechnung festzulegen. Zeiten des Mutterschutzes sowie die Pflege und Erziehung eines 

eigenen Kindes bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres hemmen den Ablauf der 

Studienzeit. Bei einem Studienwechsel gelten die in § 17 Studienförderungsgesetz 1992, 

BGBl. Nr. 305, angeführten Regelungen auch für den Anspruch auf Familienbeihilfe. Die 

Aufnahme als ordentlicher Hörer gilt als Anspruchsvoraussetzung für das erste Studienjahr. 

Anspruch ab dem zweiten Studienjahr besteht nur dann, wenn für ein vorhergehendes 

Studienjahr die Ablegung einer Teilprüfung der ersten Diplomprüfung oder des ersten 

Rigorosums oder von Prüfungen aus Pflicht- und Wahlfächern des betriebenen Studiums im 

Gesamtumfang von acht Semesterwochenstunden oder im Ausmaß von 16 ECTS-Punkten 

nachgewiesen wird; Gleiches gilt, wenn alle Lehrveranstaltungen und Prüfungen der 

Studieneingangs- und Orientierungsphase nach § 66 des Universitätsgesetzes 2002, 

BGBl. I Nr. 120/2002, erfolgreich absolviert wurden, sofern diese mit mindestens 14 ECTS-

Punkten bewertet werden. Der Nachweis ist unabhängig von einem Wechsel der Einrichtung 

oder des Studiums durch Bestätigungen der im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 

genannten Einrichtungen zu erbringen. Für eine Verlängerung des Nachweiszeitraumes gelten 

die für die Verlängerung der Studienzeit genannten Gründe sinngemäß, 

c) für volljährige Kinder, die wegen einer vor Vollendung des 21. Lebensjahres oder während 

einer späteren Berufsausbildung, jedoch spätestens vor Vollendung des 25. Lebensjahres, 

eingetretenen körperlichen oder geistigen Behinderung voraussichtlich dauernd außerstande 

sind, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, 

d) für volljährige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, für die Zeit 

zwischen dem Abschluss der Schulausbildung und dem Beginn einer weiteren 

Berufsausbildung, wenn die weitere Berufsausbildung zum frühestmöglichen Zeitpunkt nach 

Abschluss der Schulausbildung begonnen wird, 

e) für volljährige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, für die Zeit 

zwischen der Beendigung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes und dem Beginn 

oder der Fortsetzung der Berufsausbildung, wenn die Berufsausbildung zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt nach dem Ende des Präsenz- oder Zivildienstes begonnen oder fortgesetzt wird, 

f) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 111/2010) 

g) für volljährige Kinder, die in dem Monat, in dem sie das 24. Lebensjahr vollenden, den 

Präsenz- oder Ausbildungsdienst oder Zivildienst leisten oder davor geleistet haben, bis 

längstens zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie nach Ableistung des Präsenz- oder 

Ausbildungsdienstes oder Zivildienstes für einen Beruf ausgebildet oder in einem erlernten 

Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn ihnen durch den Schulbesuch die 

Ausübung ihres Berufes nicht möglich ist; für Kinder, die eine in § 3 des 

Studienförderungsgesetzes 1992 genannte Einrichtung besuchen, jedoch nur im Rahmen der in 

§ 2 Abs. 1 lit. b vorgesehene Studiendauer, 
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h) für volljährige Kinder, die erheblich behindert sind (§ 8 Abs. 5), das 25 Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben und die für einen Beruf ausgebildet oder in einem erlernten Beruf in einer 

Fachschule fortgebildet werden, wenn ihnen durch den Schulbesuch die Ausübung ihres 

Berufes nicht möglich ist; § 2 Abs. 1 lit. b zweiter bis letzter Satz sind nicht anzuwenden, 

i) für volljährige Kinder, die sich in dem Monat, in dem sie das 24. Lebensjahr vollenden, in 

Berufsausbildung befinden und die vor Vollendung des 24. Lebensjahres ein Kind geboren 

haben oder an dem Tag, an dem sie das 24. Lebensjahr vollenden, schwanger sind, bis 

längstens zur Vollendung des 25. Lebensjahres; für Kinder, die eine in § 3 des 

Studienförderungsgesetzes 1992 genannte Einrichtung besuchen, jedoch nur im Rahmen der in 

§ 2 Abs. 1 lit. b vorgesehenen Studiendauer, 

j) für volljährige Kinder, die das 24. Lebensjahr vollendet haben bis zur Vollendung des 

25. Lebensjahres, bis längstens zum erstmöglichen Abschluss eines Studiums, wenn sie 

aa) bis zu dem Kalenderjahr, in dem sie das 19. Lebensjahr vollendet haben, dieses Studium 

begonnen haben, und 

bb) die gesetzliche Studiendauer dieses Studiums bis zum erstmöglichen Studienabschluss zehn 

oder mehr Semester beträgt, und 

cc) die gesetzliche Studiendauer dieses Studiums nicht überschritten wird, 

k) für volljährige Kinder, die das 24. Lebensjahr vollendet haben bis zur Vollendung des 

25. Lebensjahres, und die sich in Berufsausbildung befinden, wenn sie vor Vollendung des 

24. Lebensjahres einmalig in der Dauer von acht bis zwölf Monaten eine freiwillige praktische 

Hilfstätigkeit bei einer von einem gemeinnützigen Träger der freien Wohlfahrtspflege 

zugewiesenen Einsatzstelle im Inland ausgeübt haben; für Kinder, die eine in § 3 des 

Studienförderungsgesetzes 1992 genannte Einrichtung besuchen, jedoch nur im Rahmen der in 

§ 2 Abs. 1 lit. b vorgesehenen Studiendauer, 

l) für volljährige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die teilnehmen 

am 

aa) Freiwilligen Sozialjahr nach Abschnitt 2 des Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, 

bb) Freiwilligen Umweltschutzjahr nach Abschnitt 3 des Freiwilligengesetzes, 

BGBl. I Nr. 17/2012, 

cc) Gedenkdienst, Friedens- und Sozialdienst im Ausland nach Abschnitt 4 des 

Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, 

dd) Europäischen Freiwilligendienst nach der Verordnung (EU) Nr. 1288/2013 zur Einrichtung 

von „Erasmus+“, ABl. Nr. L 347 vom 20.12.2013 S. 50. 

Gemäß § 8 Abs. 5 FLAG 1967 gilt als erheblich behindert ein Kind, bei dem eine nicht nur 

vorübergehende Funktionsbeeinträchtigung im körperlichen, geistigen oder psychischen 

Bereich oder in der Sinneswahrnehmung besteht. Als nicht nur vorübergehend gilt ein 

Zeitraum von voraussichtlich mehr als drei Jahren. Der Grad der Behinderung muss mindestens 

50 v. H. betragen, soweit es sich nicht um ein Kind handelt, das voraussichtlich dauernd 

außerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. Für die Einschätzung des Grades der 
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Behinderung sind § 14 Abs. 3 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, in der 

jeweils geltenden Fassung, und die Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 

Konsumentenschutz betreffend nähere Bestimmungen über die Feststellung des Grades der 

Behinderung (Einschätzungsverordnung) vom 18. August 2010, BGBl. II Nr. 261/2010, in der 

jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Die erhebliche Behinderung ist spätestens nach fünf 

Jahren neu festzustellen, soweit nicht Art und Umfang eine Änderung ausschließen. 

Nach § 8 Abs. 6 FLAG 1967 ist der Grad der Behinderung oder die voraussichtlich dauernde 

Unfähigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, durch eine Bescheinigung des 

Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen auf Grund eines ärztlichen 

Sachverständigengutachtens nachzuweisen.  

Auf die Notwendigkeit der Vorlage entsprechender Beweismittel ("sämtliche 

Behandlungsunterlagen, im Fall der rückwirkenden Antragstellung auch die Vergangenheit 

betreffend") wird im Vordruck Beih 3 (Antragsformular für den Erhöhungsbetrag) deutlich 

hingewiesen. 

Ein Gutachten zu einer solchen Sachfrage ist die begründete Darstellung von Erfahrungssätzen 

und die Ableitung von Schlussfolgerungen für die tatsächliche Beurteilung eines Geschehens 

oder Zustands auf der Basis des objektiv feststellbaren Sachverhaltes durch einen oder 

mehrere Sachverständige. Sachverständige haben dabei fundierte und wissenschaftlich 

belegbare konkrete Aussagen zu treffen und dürfen ihre Beurteilungen und Feststellungen 

nicht auf Spekulationen, sondern ausschließlich auf die festgestellten Tatsachen, verbunden 

mit ihrem fachspezifischen Wissen, stützen. Alleine die Möglichkeit, dass zu einem bestimmten 

Zeitpunkt ein bestimmter Sachverhalt vorgelegen sein könnte, reicht dabei keinesfalls aus, 

diesen Sachverhalt gutachterlich als gegeben anzusehen und zu bestätigen.  

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die Behörde an die der 

Bescheinigung des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen zugrundeliegenden 

Gutachten gebunden und darf diese nur insoweit prüfen, ob sie schlüssig und vollständig und 

im Falle mehrerer Gutachten nicht einander widersprechend waren (vgl. etwa 

VwGH 16.12.2014, Ro 2014/16/0053 und VwGH 09.09.2015, 2013/16/0049 mwN). 

Im Erkenntnis vom 2. Juli 2015 (VwGH 2013/16/0170) hat der Verwaltungsgerichtshof unter 

Hinweis auf VwGH Ra 2014/16/0010 vom 20.11.2014 auszugsweise wörtlich ausgeführt: 

„Eine Behinderung im Sinn des § 8 Abs. 5 FLAG 1967 mit einem Grad von mindestens 50 v.H. 

kann durchaus die Folge einer Krankheit sein, die schon seit längerem vorliegt (bei angeborenen 

Krankheiten oder genetischen Anomalien etwa seit Geburt), sich jedoch erst zu einem späteren 

Zeitpunkt manifestiert. Erst wenn diese Krankheit zu einer derart erheblichen Behinderung 

führt, welche einen Grad von mindestens 50 v.H. aufweist, ist der Tatbestand des § 8 Abs. 5 

FLAG 1967 erfüllt. Mithin kommt es weder auf den Zeitpunkt an, zu dem sich eine Krankheit als 

solche äußert, noch auf den Zeitpunkt, zu welchem diese Krankheit zu (irgend) einer 
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Behinderung führt. Maßgeblich ist der Zeitpunkt, zu dem diejenige Behinderung (als Folge der 

allenfalls schon länger bestehenden Krankheit) eintritt, welche einen Grad von mindestens 

50 v.H. erreicht.“ 

Im vorliegenden Fall wurde vom Finanzamt die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag für 

den Zeitraum März 2016 bis September 2016 rückgefordert, da der Sohn der Bf. sein Studium 

ab dem Sommersemester 2016 nicht weiter fortsetzte.  

Nach den Angaben der Beschwerdeführerin hat er auch später das Studium nicht 

wiederaufgenommen. 

Für die Beurteilung ist es somit von entscheidender Bedeutung, ob nach 

§ 2 Abs. 1 lit. c FLAG 1967 eine dauernde Erwerbsunfähigkeit, die vor Vollendung des 

21. Lebensjahres oder während einer späteren Berufsausbildung, jedoch spätestens vor 

Vollendung des 25. Lebensjahres, eingetreten sein muss, besteht.  

Ein Anspruch auf (erhöhte) Familienbeihilfe besteht - hinsichtlich der Bezugsdauer ohne 

altersbedingte Grenzen - wenn das "Kind", neben dem Vorliegen anderer Voraussetzungen, 

wegen einer vor Vollendung des 21. (25.) Lebensjahres eingetretenen körperlichen oder 

geistigen Behinderung voraussichtlich dauernd außer Stande ist, sich selbst den Unterhalt zu 

verschaffen. Das Gesetz geht demnach klar davon aus, dass die Behinderung kausal sein muss 

für das geforderte "außer Stande Sein" und dieser Umstand bereits vor Vollendung des 

21. (25.) Lebensjahres gegeben sein musste (vgl. Lenneis in Lenneis/Wanke, FLAG2, § 8 Tz 21). 

Andere als behinderungskausale Gründe dürfen für die Beurteilung ebenso wenig 

herangezogen werden wie eine Verschlechterung des Gesundheitszustandes (etwa auch durch 

Folgeschäden) nach Vollendung des 21. Lebensjahres.  

Im vorliegenden Fall wurde die dauernde Erwerbsunfähigkeit des Sohnes der Bf. im 

Sachverständigengutachten des Sozialministeriumservice vom 26.09.2017 u.a. unter 

Berücksichtigung der von der Bf. vorgelegten Befunde, darunter auch die Unterlagen der 

Pensionsversicherungsanstalt über die Gewährung des Kinderzuschusses, ab September 2016, 

also nach Abbruch seines Studiums und nach Vollendung seines 23. Lebensjahres, festgestellt. 

Somit hat die von ihr in diesem Zusammenhang angeführte Begutachtung durch die 

Pensionsversicherungsanstalt und der Bescheid der PVA vom 14.02.2017, in dem auf 

gesetzliche Bestimmungen nach dem ASVG (und nicht dem FLAG 1967) Bezug genommen wird, 

bereits im Sachverständigengutachten des Sozialministeriumservice vom 26.09.2017 

Berücksichtigung gefunden.  

Das Gutachten ist schlüssig und vollständig.  

Ein weiterer Nachweis, dass eine dauernde Erwerbsunfähigkeit iSd FLAG 1967 ihres Sohnes vor 

September 2016 eingetreten wäre, wurde von der Bf. nicht vorgelegt. 
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§ 26 Abs. 1 FLAG 1967 bestimmt: Wer Familienbeihilfe zu Unrecht bezogen hat, hat die 

entsprechenden Beträge zurückzuzahlen. 

Nach § 33 Abs. 3 EStG 1988 idF BGBl. I 118/2015 steht Steuerpflichtigen, denen auf Grund des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 Familienbeihilfe gewährt wird, im Wege der 

gemeinsamen Auszahlung mit der Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbetrag von monatlich 

58,40 Euro für jedes Kind zu. Für Kinder, die sich ständig außerhalb eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union, eines Staates des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz 

aufhalten, steht kein Kinderabsetzbetrag zu. Wurden Kinderabsetzbeträge zu Unrecht bezogen, 

ist § 26 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 anzuwenden. 

Aus § 26 Abs. 1 ergibt sich eine rein objektive Rückzahlungspflicht desjenigen, der die 

Familienbeihilfe zu Unrecht bezogen hat (vgl. etwa VwGH 20.12.1968, 0486/68; 9.6.1978, 

1019/77; 28.2.2008, 2006/15/0076; 22.4.2009, 2008/15/0323; 8.7.2009, 2009/15/0089; 

28.10.2009, 2008/15/0329; 29.9.2010, 2007/13/0120; 19.12.2013, 2012/16/0047). 

Es kommt nur auf die objektive Rechtswidrigkeit des Bezugs von Familienbeihilfe an (vgl. etwa 

VwGH 10.12.1997, 97/13/0185; 22.4.1998, 98/13/0067), also auf das Fehlen der 

Anspruchsvoraussetzungen für den Leistungsbezug (vgl. VwGH 28.11.2002, 2002/13/0079; 

9.7.2008, 2005/13/0142), (vgl. Wanke in Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG2, § 26 Rz 12f). 

Die Familienbeihilfe wurde im Zeitraum März 2016 bis September 2016 - wie oben dargestellt - 

zu Unrecht bezogen, die Rückforderung durch das Finanzamt kann daher nicht als rechtswidrig 

angesehen werden. 

Bezüglich der Kinderabsetzbeträge ist festzustellen, dass diese gemäß § 33 Abs. 3 EStG 1988 

dann gewährt werden, wenn der Steuerpflichtige auch Familienbeihilfe bezieht. Der 

Kinderabsetzbetrag ist somit derart mit der Familienbeihilfe verknüpft, dass ein 

unrechtmäßiger Bezug der Familienbeihilfe auch den gemeinsam mit der Familienbeihilfe 

ausbezahlten Kinderabsetzbetrag unrechtmäßig macht. Die Kinderabsetzbeträge waren somit 

zusammen mit der Familienbeihilfe gemäß § 26 FLAG zurückzufordern. 

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden. 

 

Zur Unzulässigkeit einer Revision: 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 
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Da der vorliegende Sachverhalt in freier Beweiswürdigung festgestellt wurde, liegt eine 

Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung nicht vor. Gegen dieses Erkenntnis ist daher keine 

(ordentliche) Revision zulässig. 

 

 

Graz, am 2. November 2022 

 

9 von 9


	Entscheidungsgründe
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Zur Unzulässigkeit einer Revision:



